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— Wer sind die Adressaten? Welche Vorkenntnisse sind 
vorhanden?

— Welches Ziel soll angestrebt werden?
— Welche Rechtsprobleme spielen bei dem betreffenden 

Personenkreis eine Rolle?
— Wie ist die politisch-ideologische Situation in dem be­

treffenden Kollektiv?
— Wie sind die Arbeits- und Lembedingungen bzw. die 

sozialen Beziehungen im'Kollektiv?
Ausgehend von diesen und ähnlichen Überlegungen 

gilt es,
— die Einheit von Rechten und Pflichten darzustellen; 

die politische Zielstellung der Normen zu verdeutlichen;
— die Notwendigkeit der Rechtsnormen für die gesell­

schaftliche Entwicklung zu erläutern;
— die Beziehung der Norm zum persönlichen Leben der 

Adressaten herzustellen;
— den Nachweis zu erbringen, wie das sozialistische Recht 

hilft, von vornherein richtig zu handeln, und dem Bür­
ger Sicherheit und Schutz gewährleistet;

— dem Adressaten bewußt zu machen, daß das sozia­
listische Recht der Sicherung seiner persönlichen Frei­
heit dient.
Wir leisten dann eine gute Arbeit, wenn wir die Jugend 

auf lebendige Weise mit den gesellschaftlichen Zusammen­
hängen des sozialistischen Rechts und einzelnen Rechts­
normen vertraut machen und jenes ideologische Funda­
ment schaffen helfen, das letztlich der Ausgangspunkt für 
persönliches, gesellschaftsbewußtes Handeln ist.

(Der Artikel beruht auf einem Diskussionsbeitrag, den 
die Verfasserin auf der Tagung der Forschungsgemeinschaft 
„Bildungsrecht“ an der Pädagogischen Hochschule Köthen 
[vgl. den Tagungsbericht in NJ 1977, Heft 14, S. 465 f.] ge­
halten hat. — D. Red.)

1 Vgl. hierzu W. Henntg/W. Friedrich, Der sozialwissenschaftliche 
Forschungsiprozeß, Berlin 1975, S. 108 fl.; H. Hiebsch/H. Vorwerg, 
Einführung in die marxistische Sozialpsychologie, Berlin 1975, 
S. 126 fl.; H. Müller, „Sozialpsychologische Bedingungen der 
ideologischen Einstellungsbildung“, in: Jugend - FDJ — Gesell­
schaft, Berlin 1975, S. 123 fl.

2 Die konkrete Verantwortung ist im Beschluß des Politbüros 
des Zentralkomitees der SED vom 7. Mai 1974 über „Die näch­
sten Aufgaben zur Erläuterung des sozialistischen Rechts sowie 
zur Festigung und weiteren Entwicklung des BeChtsbewußt- 
seins der Werktätigen“ ausgewiesen.

3 Wir gehen davon aus, fjaß bereits im Kindergarten Gewohn­
heiten eines normgemäßen Verhaltens herausgebildet werden, 
die primär sittlich-moralisch determiniert sind.
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Mit der weiteren sozialistischen Intensivierung und dem 
schrittweisen Übergang zu industriemäßigen Produktions­
methoden in der Landwirtschaft wächst auch die Bedeu­
tung des Wirtschaftsrechts für die LPGs, die VEGs und 
ihre kooperativen Einrichtungen.

In der Landwirtschaft entwickeln sich große Produk­
tionseinheiten, die sich durch ein hohes Niveau der Kon­
zentration, Spezialisierung sowie der horizontalen und ver­
tikalen kooperativen Beziehungen auszeichnen. Viele Pro­
duktions- und Zirkulationsprozesse, die sich bisher inner­
halb eines Landwirtschaftsbetriebes vollzogen, werden jetzt 
zwischenbetrieblich organisiert und erfordern eine ent­
sprechende rechtliche Gestaltung. Dabei gewinnt insbeson­
dere das sozialistische Vertragsrecht für die Landwirt­

schaftsbetriebe an Gewicht. Das stellt neue Anforderungen 
an die Leitungstätigkeit in den LPGs und ihren koopera­
tiven Einrichtungen.

Die zwischenbetrieblichen Kooperationsbeziehungen 
müssen durch exakte Wirtschaftsverträge gestaltet werden, 
damit durch die abgestimmte koordinierte Tätigkeit aller 
beteiligten Betriebe eine hohe gesellschaftliche Effektivität 
erzielt wird, wie sie der vom IX. Parteitag der SED bestä­
tigten Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik entspricht. Das erfordert gründliche Kennt­
nisse der Leiter sozialistischer Landwirtschaftsbetriebe auf 
dem Gebiet des Wirtschaftsrechts, insbesondere des Ver­
tragsrechts. Hier gibt es einen erheblichen Nachholebedarf, 
der nicht zuletzt auch durch entsprechende Vorträge im 
Rahmen der URANIA befriedigt werden muß.

Im Bezirk Dresden, besonders im Kreis Meißen, wurden 
erste Erfahrungen mit der Propagierung des sozialistischen 
Wirtschaftsrechts in der Landwirtschaft gesammelt. Hier 
veranstaltete die URANIA Vorträge für Leitungskader der 
LPGs, VEGs und der zwischenbetrieblichen Einrichtun­
gen zu Fragen der Durchsetzung speziell des Vertrags­
rechts. Es ging dabei u. a. um die Sicherung der Einheit 
von Plan, Vertrag und Wettbewerb, die Anforderungen an 
den Abschluß, die Änderung und Aufhebung von Wirt­
schaftsverträgen, die inhaltliche Gestaltung der Wirtschafts­
verträge (z. B. der Futterlieferverträge zwischen Betrieben 
der Pflanzen- und Tierproduktion), die Regelung der ma­
teriellen Verantwortlichkeit bei Vertragsverletzungen, die 
Aufgaben des Staatlichen Vertragsgerichts, spezielle Fragen 
der Investitionsleistungsverträge in der Landwirtschaft 
usw. Diese Darstellungen wurden verbunden mit den An­
forderungen, die sich aus dem Beschluß über die Verbesse­
rung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft vom 13. Juni 
1974 (GBl. I S. 313) ergeben.

Die Leitungskader aus den sozialistischen Landwirt­
schaftsbetrieben bekundeten ein reges Interesse an den 
Fragen des Wirtschaftsrechts. Das zeigte sich sowohl an 
der Teilnehmerzahl als auch an den angeregten Diskus­
sionen, die sich an die Vorträge anschlossen. Dabei be­
währte es sich, daß in einem der zurückliegenden Jahre 
mit Leitungskadern aus dem Kreis Meißen ein ganzer 
Vortragszyklus zum sozialistischen Recht durchgeführt 
worden war, der neben wirtschaftsrechtlichen Fragen auch 
Probleme des LPG-Rechts, des Bodenrechts und des 
Neuererrechts zum Gegenstand hatte.

Die Diskussionen verdeutlichten, daß die Leitungskader 
begriffen haben, daß das sozialistische Recht eine Anlei­
tung zum gesellschaftlich richtigen Handeln ist. Das zeigte 
sich vor allem an den gründlichen Aussprachen über die 
Pflicht der Vertragspartner, den Inhalt von Wirtschafts­
verträgen so zu vereinbaren, wie das für ihre ordnungs­
gemäße Erfüllung erforderlich ist (vgl. § 36 VG). Zugleich 
konnten auch bestimmte Vorbehalte überwunden werden, 
wie sie z. B. in der Meinung zum Ausdruck kamen, be­
stimmte Industriebetriebe benutzten das Vertragsrecht 
dazu, sich unter Ausnutzung der Rechtsunkenntnis in 
manchen LPGs bei der Gestaltung von Wirtschaftsverträ­
gen einseitige Vorteile zu verschaffen. Hierzu wurden ins­
besondere der Grundsatz der kameradschaftlichen Zusam­
menarbeit der Betriebe bei der Vorbereitung, beim Ab­
schluß und bei der Erfüllung von Wirtschaftsverträgen 
(§ 5 VG) sowie die Rechtspflicht erläutert, den Inhalt der 
Verträge in Übereinstimmung mit der sich aus den staat­
lichen Plänen ergebenden Zielsetzung eigenverantwortlich 
zu vereinbaren (§ 34 VG).

Insgesamt wurde bei der Vortragsreihe sichtbar, daß 
die rechtspropagandistische Tätigkeit in der Landwirt­
schaft künftig noch mehr als bisher auch Fragen des Wirt­
schaftsrechts einschließen sollte. Die weitere Erläuterung 
der neuen Musterstatuten der LPG Pflanzenproduktion 
und der LPG Tierproduktion wird uns Gelegenheit geben, 
im kommenden Winterhalbjahr die wirtschaftsrechtliche 
Propaganda im Kreis Meißen weiter zu verstärken.


